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Außerhalb der Tagesordnung: 

Erweiterung der Tagesordnung 

Auf Wunsch von Vors. Abg. Thomas Adasch 

(CDU) beschloss der Ausschuss, die Tagesord-

nung zu erweitern. Als neuer Punkt 8 wurde die 

Beschlussfassung zur Vertraulichkeit der von der 

Landesregierung vorgelegten schriftlichen Unter-

richtung zum Polizeieinsatz beim Bundesparteitag 

der AfD und der damit verbundenen Gegenpro-

teste am 30.11.2019 in Braunschweig in die Ta-

gesordnung aufgenommen. Der Punkt Terminan-

gelegenheiten wurde als neue Nr. 9 der Tages-

ordnung vorgesehen.  

 

Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregie-

rung über den aktuellen Sachstand hinsichtlich 

eines unter Polizeischutz stehenden montenegri-

nischen Patienten in der MHH 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) stellte den Antrag, 

die Landesregierung um eine Unterrichtung zur 

Behandlung eines „Mafia-Bosses“ aus Mon-

tenegro in der Medizinischen Hochschule Hanno-

ver zu bitten. Der Patient habe mehrere Schuss-

wunden und werde mit einem massiven Polizei-

aufgebot geschützt. Insbesondere gehe es ihm 

um die Fragen, wie hoch die Kosten für den Poli-

zeieinsatz seien und wer für diesen aufkomme. 

Der Ausschuss kam überein, dem üblichen Ver-

fahren zu folgen und in der nächsten Sitzung über 

den Antrag zu beschließen.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

über die geplante Abschiebung eines Gefähr-

ders aus Göttingen 

 

Der Ausschuss behandelte diesen Tagesord-

nungspunkt in einem vertraulichen Sitzungsteil. 

Darüber liegt eine gesonderte Niederschrift vor.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

über die erweiterte Zuständigkeit der mit der 

Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnah-

men betrauten Bediensteten in den Ländern 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/5595 

direkt überwiesen am 17.01.2020 

federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV 

 

Verfahrensfragen 

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) stellte fest, dass 

nur sechs von 16 Bundesländern Vertragspartner 

des vorliegenden Staatsvertrages seien, und er-

kundigte sich, welche Gründe dies habe.  

RR Leuschner (MI) erläuterte, dass man sich 

entschlossen habe, zunächst die Länder mit ins 

Boot zu nehmen, die den Vertrag zeitnah zeich-

nen konnten. Die Verfahren in den sechs beteilig-

ten Ländern seien in unterschiedlichen Stadien. 

Die Ratifikationsurkunde aus Schleswig-Holstein 

liege bereits vor; Nordrhein-Westfalen habe den 

Vertrag gerade ratifiziert. Die meisten Länder, die 

bislang keine Vertragspartner seien, hätten aber 

angekündigt, dem Staatsvertrag später beitreten 

zu wollen. Insofern sei davon auszugehen, dass 

weitere Bundesländer den Vertrag in den kom-

menden Monaten unterzeichnen würden. Ledig-

lich das Saarland habe von Anfang an kein Inte-

resse gezeigt.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) warf die Frage 

auf, ob die kommunal organisierten Ausländerbe-

hörden von dem Staatsvertrag betroffen seien 

und verfassungsgemäß die kommunalen Spitzen-

verbände angehört werden müssten. 

RiVG Dr. Lodzig (GBD) sagte, aus seiner Sicht 

seien durch den Staatsvertrag in erster Linie die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landesauf-

nahmebehörde (LABNI) betroffen. Die kommuna-

len Spitzenverbände müssten also nicht zwin-

gend gehört werden. Gleichwohl sei es dem Aus-

schuss unbenommen, so zu beschließen.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) schlug daraufhin 

vor, auf eine Anhörung der kommunalen Spitzen-

verbände zu verzichten und stattdessen Vertrete-

rinnen bzw. Vertreter der direkt betroffenen LAB-

NI zu hören. Weiter sollten Vertreterinnen und 

Vertreter von Bundes- und Landespolizei gehört 

werden.  

Der Ausschuss beschloss einstimmig, so zu 

verfahren.  

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05595.pdf
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Tagesordnungspunkt 3: 

Verfassungsfeinde entwaffnen - Waffenrecht 

verschärfen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/5075 

direkt überwiesen am 13.11.2019 

AfIuS 

zuletzt beraten: 66. Sitzung am 28.11.2019  

(Unterrichtung erbeten) 

 

Unterrichtung 

MRʼin Schöneberg (MI): Der Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen ist noch vor der Verab-

schiedung der Waffenrechtsnovelle eingegangen. 

Das Dritte Waffenrechtsänderungsgesetz ist vor 

Weihnachten vom Bundestag verabschiedet wor-

den. Es war ein sehr schnelles Gesetzgebungs-

verfahren. Die Ereignisse haben sich kurz nach 

der Befassung des Bundesrates überstürzt. Das 

Gesetz ist noch nicht veröffentlicht worden und 

noch nicht in Kraft getreten. Einige Teile sollen 

einen Tag nach der Verkündung in Kraft treten, 

das betrifft vor allem die unmittelbar sicherheitsre-

levanten Teile. In wesentlichen Teilen soll es aber 

erst ein halbes Jahr nach Verkündung in Kraft tre-

ten. Mit der Verkündung rechnen wir demnächst. 

Bislang ist sie nicht erfolgt.  

Ein ganz wesentlicher Teil der Novelle ist der 

Ausbau des nationalen Waffenregisters. Eine wei-

tere Ausbaustufe in Umsetzung der EU-

Feuerwaffenrichtlinie (Richtlinie (EU) 2017/853) 

mit dem Ziel, in Zukunft den gesamten Lebenslauf 

einer Waffe im Waffenregister abbilden zu können 

und nicht nur den privaten Waffenbesitz dort wie-

derzufinden, d. h. Händler haben in Zukunft auch 

Pflichten, dort Registrierungen vorzunehmen. Das 

ist ein wesentlicher Bestandteil dieser Novelle. Es 

gibt eine Vielzahl von Änderungen, was die recht-

liche Einordnung von bestimmten Gegenständen 

angeht. Definiert wird, ob etwas eine Waffe ist 

oder nicht, bzw. ob es sich um einen tragbaren 

Gegenstand handelt, der dem Waffenrecht unter-

liegt. 

Dann ist eine Regelung zu den Schalldämpfern 

aufgenommen worden. Sie dürfen jetzt bei der 

Jagd benutzt werden. Das Gleiche gilt für Nacht-

sichtgeräte, allerdings nur für Aufsatznachtsicht-

geräte, die man auf die Waffe aufschrauben 

kann. Sie sind jetzt ebenfalls für die Jagd zuge-

lassen. Das sind Neuerungen, die im Vorfeld sehr 

umstritten waren. Es ist eine Erweiterung der 

Möglichkeit für die Länder bzw. der jeweils zu-

ständigen Behörde hineingekommen, Waffenver-

botszonen zu benennen. Bislang ging das nur an 

Kriminalitätsschwerpunkten. Davon hat man in 

Niedersachsen nie Gebrauch gemacht. In Zukunft 

liegt der Schwerpunkt eher auf hochfrequentier-

ten Bereichen. In solchen Bereichen dürfen dann 

nicht nur Waffen verboten werden, sondern auch 

Messer, mit einer Klingenlänge ab 4 cm, die ei-

gentlich nicht als Waffe definiert sind.  

Das sind die allgemeinen Dinge, die nicht in Zu-

sammenhang mit dem vorliegenden Entschlie-

ßungsantrag stehen, der Anlass für diese Unter-

richtung ist.  

Im Hinblick auf die im Entschließungsantrag auf-

geführten Punkte sind folgende Dinge in der No-

velle berücksichtigt und wohl im Sinne dieses 

Entschließungsantrags geregelt worden.  

Ein Punkt ist das Thema Regelanfrage beim Ver-

fassungsschutz einschließlich Nachbericht des 

Verfassungsschutzes bei waffenrechtlichen Zu-

verlässigkeitsüberprüfungen. Das ist ein Thema, 

was wir seitens Niedersachsen schon länger ver-

folgt haben. Niedersachsen hat dazu auch eine 

eigene Bundesratsinitiative gestartet, die auch zur 

Einbringung in den Bundestag gekommen ist, 

aber dort nie aufgegriffen wurde. Die Bundesre-

gierung hat erst sehr spät eingelenkt und ganz 

am Schluss der Verhandlungen im Bundestag 

empfohlen, Entsprechendes mit der Waffen-

rechtsnovelle zu regeln. Die Regelung ist jetzt al-

so im Gesetz enthalten und wird auch sofort nach 

Verkündung in Kraft treten.  

Ebenfalls geändert wurden die Vorschriften über 

die Regelunzuverlässigkeit, d. h. über Sachver-

halte, die in der Regel zur Unzuverlässigkeit füh-

ren und bei denen der Antragsteller den Gegen-

beweis antreten müsste, dass er trotzdem zuver-

lässig ist. In Zukunft genügt die Mitgliedschaft in 

einer verfassungsfeindlichen Vereinigung. Bisher 

war es erforderlich, dass Tatsachen darauf hin-

deuten, dass eine Person einen aktiven Beitrag 

zu verfassungsfeindlichen Bestrebungen geleistet 

hat. Jetzt genügt die reine Mitgliedschaft. Das 

kann man insbesondere auf die Mitgliedschaft in 

der NPD anwenden, zu der das Bundesverfas-

sungsgericht festgestellt hat, sie sei verfassungs-

feindlich, habe aber nicht die Wirkungsmacht, die 

ein Verbot rechtfertigen würde. Entsprechend ha-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05001-05500/18-05075.pdf
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ben wir den Waffenbehörden an die Hand gege-

ben, dass bei Kenntnis über eine NPD-

Mitgliedschaft in Zukunft waffenrechtliche Erlaub-

nisse entzogen werden können.  

Im Entschließungsantrag geht es auch um vollau-

tomatische und halbautomatische Waffen und die 

Ausweitung von Verboten. In diesem Zusammen-

hang bringt der Gesetzentwurf ebenfalls Ver-

schärfungen mit sich. Insbesondere sind Maga-

zingrößen für halbautomatische Waffen - anders 

als das bisher der Fall war - jetzt beschränkt. 

Vollautomatische Waffen gehören ohnehin zu den 

verbotenen Waffen. Da gibt es keine Änderung. 

Ein weiteres Thema ist die Datenübermittlung 

zwischen Waffen- und Meldebehörden. Die Waf-

fenbehörden sind verpflichtet, besondere Tatsa-

chen, insbesondere das Vorhandensein von waf-

fenrechtlichen Erlaubnissen, an das Melderegister 

zu übermitteln. Diese Pflichten sind erweitert wor-

den. Es ist jetzt auch der Erlass oder der Wegfall 

eines Waffenbesitzverbotes im Melderegister ein-

zutragen. Hierbei handelt es sich also auch um 

eine Verschärfung bzw. um eine Verbesserung 

der Informationslage. Was nicht aufgegriffen wur-

de, obwohl mit Stimme Niedersachsens vom 

Bundesrat empfohlen, ist der Vorschlag, noch 

konkretere Regelungen zur Vereinheitlichung der 

Ausführung dieser Meldepflicht zu machen. Das 

sehen wir allerdings nicht als kritischen Punkt an. 

Wir meinen, dass die Meldepflichten ausreichend 

bedient werden können.  

 

Beratung 

Nachdem sich keine Aussprache ergeben hatte, 

setzte der Ausschuss die Beratung fort.  

Abg. Susanne Menge (GRÜNE) beantragte, die 

Verkündung des Gesetzes abzuwarten und den 

Antrag dann wieder im Ausschuss aufzugreifen.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) sagte, aus der 

Unterrichtung sei hervorgegangen, dass fast alle 

Punkte des Entschließungsantrags in der Geset-

zesnovelle berücksichtigt worden seien. Für die 

Punkte, die nicht umgesetzt worden seien, würde 

die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen kaum ei-

ne Mehrheit im Ausschuss finden. Insofern bean-

trage er die Beratung abzuschließen und kündigte 

an, dass die Koalitionsfraktionen den Antrag ab-

lehnen würden.  

Daraufhin beschloss der Ausschuss gegen die 

Stimme der Vertreterin der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen und bei Enthaltung des Vertreters 

der Fraktion der FDP, die Beratung abzuschlie-

ßen.  

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den Antrag 

abzulehnen.  

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung:  GRÜNE  

Enthaltung:  - 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Bürokratiearme Zulassung von Schalldämp-

fern 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2568 

direkt überwiesen am 17.01.2019 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 2 

Satz 3 GO LT: AfIuS 

zuletzt beraten: 67. Sitzung am 05.12.2019 

(Zurückstellung) 

 

Mitberatung 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) sagte, das nun im 

Bundestag verabschiedete Dritte Waffenrechts-

änderungsgesetz betreffe auch die Nutzung von 

Schalldämpfern für die Jagd. Die neue Regelung 

stelle die FDP-Fraktion allerdings nicht in allen 

Punkten zufrieden, dies solle aber im federfüh-

renden Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz vertiefend diskutiert wer-

den. Die Mitberatung des Innenausschuss habe 

sich seiner Meinung nach mit der Unterrichtung 

zur Novelle des Waffenrechtes unter Tagesord-

nungspunkt 3 zur Drucksache 18/5075 erledigt. 

Insofern beantrage er die Mitberatung nun abzu-

schließen.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) schloss sich 

dem Antrag auf Abschluss der Mitberatung an. 

Aus Sicht der Koalitionsfraktionen habe sich der 

Antrag der FDP-Fraktion mit der Verabschiedung 

der Gesetzesnovelle auf Bundesebene erledigt.  

Beschluss 

Die Ausschussmitglieder kamen überein, dem fe-

derführenden Ausschuss für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz anstelle einer 

förmlichen Stellungnahme einen Auszug aus der 

Niederschrift zu diesem Tagesordnungspunkt zur 

Verfügung zu stellen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02568.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Sicherer Hafen Niedersachsen - lokale Solida-

rität für in Seenot geratene Geflüchtete 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/4483 

erste Beratung: 57. Plenarsitzung am 13.09.2019 

AfIuS 

 

Verfahrensfragen 

Zunächst bat Abg. Susanne Menge (GRÜNE) 

um Unterstützung für den vorliegenden Antrag. 

Sie führte aus, dass seine Verabschiedung ein 

deutliches Signal des Landtages an die vielen 

Kommunen wäre, die sich bereit erklärt hätten, 

als sicherer Hafen zu fungieren, und zugesagt 

hätten, Kapazitäten zur Verfügung zu stellen.  

In der Plenardebatte hätten alle Fraktionen - au-

ßer die der AfD - den Antrag grundsätzlich positiv 

kommentiert. Ein Argument gegen ihn sei gewe-

sen, dass damit die Schleuser unterstützt würden. 

Sie halte dies für einen nachrangig zu bewerten-

den Punkt. In erster Linie gehe es darum, die 

Menschen, die in Not geraten seien, zu unterstüt-

zen. Dies sei eine humanitäre Aufgabe. Im zwei-

ten Schritt gelte es dann, darüber nachzuden-

ken - dies werde auch getan -, wie man die Fluch-

tursachen bekämpfen könne.  

Angemerkt worden sei seinerzeit auch, dass die 

Sicherheit in Parks und Bädern wichtiger sei als 

die Hilfe für auf dem Meer in Not geratene Men-

schen. Sie halte diesen Vergleich für unange-

messen. Die menschenrechtlich gebotene Hilfe-

leistung sei absolut vorrangig.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) äußerte sich an-

schließend zum Verfahren. Er sagte, nachdem 

sich die Kommission zu Fragen der Migration und 

Teilhabe mit dem Antrag befasst habe und deren 

Stellungnahme nun vorliege, beantragten die Ko-

alitionsfraktionen eine schriftliche Unterrichtung 

durch die Landesregierung über die bestehenden 

Möglichkeiten, die Forderungen im Antrag der 

Fraktion der Grünen zu unterstützen.  

Der Ausschuss beschloss bei Enthaltung der 

Vertreterin der Fraktion von Bündnis 90/Die 

Grünen, die Landesregierung um eine schriftli-

che Unterrichtung zu bitten. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04483.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Kriterien zur Anerkennung Todesopfer rechter 

Gewalt anpassen - Überprüfung der offenen 

Fälle durch wissenschaftliche Untersuchung 

abschließen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/5637 

erste Beratung: 69. Plenarsitzung am 30.01.2020 

AfIuS 

 

Verfahrensfragen 

Abg. Deniz Kurku (SPD) sagte, angesichts der 

angestrebten Regelungstiefe und der Plenarde-

batte zu diesem Antrag beantragten die Koaliti-

onsfraktionen eine schriftliche Unterrichtung 

durch die Landesregierung.  

Der Ausschuss beschloss gegen die Stimme 

der Vertreterin der Fraktion von Bünd-

nis 90/Die Grünen, die Landesregierung um 

eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05637.pdf
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Tagesordnungspunkt 7: 

Beschlussfassung über den Antrag auf eine 

ergänzende Unterrichtung durch die Landes-

regierung bezüglich der Antwort auf die An-

frage „IS-Kämpfer auf niedersächsischen 

Straßen?“ (Drucksache 18/5434) der FDP-

Fraktion 

 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) bat den Antrag-

steller, zu konkretisieren, in welchen Punkten die 

Landesregierung ihre Antwort ergänzen solle.  

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) sagte dies zu.  

Der Ausschuss beschloss einstimmig, die 

Landesregierung um eine ergänzende Unter-

richtung zu bitten. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 8: 

Unterrichtung durch die Landesregierung zum 

Polizeieinsatz beim Bundesparteitag der AfD 

und der damit verbundenen Gegenproteste 

am 30.11.2019 in Braunschweig 

 

Der Ausschuss beschloss gemäß § 95 a GO LT 

einstimmig die Vertraulichkeit der mit dem 

Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums 

für Inneres und Sport vom 30. Januar 2020 vorge-

legten und entsprechend gekennzeichneten Un-

terrichtung. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 9: 

Terminangelegenheiten 

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) kündigte an, 

dass die für die nächste Woche vorgesehene Sit-

zung des Innenausschusses nicht stattfinden 

werde.  

In diesem Zusammenhang schlug Abg. Ulrich 

Watermann (SPD) vor, die Mitglieder des Innen-

ausschusses § 94 Abs. 2 GO LT zu Tagesord-

nungspunkt 1 der 70. Sitzung des Ausschusses 

für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung hin-

zuzuziehen. Unter Tagesordnungspunkt 1 sei ei-

ne Unterrichtung der Landesregierung u. a. zu 

dem Antrag „Gewalt gegen Kinder: Kinderschutz 

weiterentwickeln - Beratung stärken!“ 

(Drs. 18/5640) der Koalitionsfraktionen vorgese-

hen.  

Vors. Abg. Thomas Adasch (CDU) griff diesen 

Vorschlag auf.  

Weiter bat der Vorsitzende die Ausschussmitglie-

der mit Blick auf die Reiseplanung der Landtags-

verwaltung zeitnah mitzuteilen, ob sie am Besuch 

des Ausschusses bei der Deutschen Leichtathle-

tik-Meisterschaft in Braunschweig am 6. Juni 

2020 teilnehmen und der Einladung von Minister 

Pistorius zur Verleihung des Kulturpreises Schle-

sien des Landes Niedersachsen nach Schlesien 

folgen wollten. Die Abreise nach Schlesien werde 

mit Rücksicht auf die Plenarsitzung am Morgen 

des 18. September 2020 erfolgen.  

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05640.pdf
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